
1552 der Beilagen zu den Stenographischen Protokollen des Nationalrates XX. GP 

Ausgedruckt am 18. 1. 1999 

Regierungsvorlage 

Bundesgesetz, mit dem das Gehaltsgesetz 1956, das Vertragsbedienstetengesetz 1948, die 
Reisegebührenvorschrift 1955, das Pensionsgesetz 1965, das Nebengebührenzulagengesetz, 
das Karenzurlaubsgeldgesetz und das Einsatzzulagengesetz geändert werden (3. Dienst
rechts-Novelle 1998) 

Der Nationalrat hat beschlossen: 
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Inhaltsverzeichnis 

Gegenstand 

Änderung des Gehaltsgesetzes 1956 

Änderung des Vertragsbedienstetengesetzes 1948 

Änderung der Reisegebührenvorschrift 1955 
Änderung des Pensionsgesetzes 1965 
Änderung des Nebengebührenzulagengesetzes 
Änderung des Karenzurlaubsgeldgesetzes 
Änderung des Einsatzzulagengesetzes 

Artikel I 

Änderung des Gehaltsgesetzes 1956 

Das Gehaltsgesetz 1956, BGBl. Nr. 54, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl. I Nr. .. ./199., 
wird wie folgt geändert: 

1. § 7 Abs. 3 lautet: 

,,(3) Ergeben sich bei der Ermittlung des Auszahlungsbetrages oder einzelner Bestandteile der 
Bezüge Beträge, die nicht durch 10 Cent teilbar sind, sind Restbeträge von weniger als 5 Cent zu 
vernachlässigen und Restbeträge von 5 Cent und mehr auf volle 10 Cent aufzurunden ("kaufmännische 
Rundung")." 

2. Im § 20b Abs. 4 entfällt der letzte Satz. 

3. § 24a Abs. 6 lautet: 

,,(6) Die Grundvergütungen für die im Abs.2 Z 2 genannten Wohnungen und sonstigen 
Baulichkeiten, die vor dem 1. April 1997 festgesetzt worden sind, vermindern oder erhöhen sich in dem 
Maße, das sich aus der Veränderung des vom Österreichischen Statistischen Zentral amt verlautbarten 
Verbraucherpreisindex 1986 oder des an seine Stelle tretenden Index gegenüber der für Juli 1993 
verlautbarten Indexzahl ergibt, wobei Änderungen so lange nicht zu berücksichtigen sind, als sie 10 vH 
der für Juli 1993 verlautbarten Indexzahl und in der Folge 5 vH der sodann maßgebenden Indexzahl, die 
jedoch jeweils ohne Bedachtnahme auf Rundungsvorschriften zu ermitteln ist, nicht übersteigen. Bei der 
Berechnung der jeweiligen neuen Beträge sind Restbeträge von weniger als 5 Cent zu vernachlässigen 
und Restbeträge von 5 Cent und mehr auf volle 10 Cent aufzurunden ("kaufmännische Rundung"). Die 
jeweiligen neuen Beträge gelten ab dem der Verlautbarung der Indexveränderung durch das 
Österreichische Statistische Zentral amt folgenden übernächsten Monatsersten." 
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2 1552 der Beilagen 

4. § 59b Abs. 3 letzter Satz entfällt. 

5. Dem § 161 wirdfolgender Abs. 32 angefügt: 

,,(32) § 7 Abs. 3, § 20b Abs. 4, § 24a Abs. 6 und § 59b Abs. 3 in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. XXXl199. treten mit 1. Jänner 2002 in Kraft." 

Artikel II 

Änderung des Vertragsbedienstetengesetzes 1948 

Das Vertragsbedienstetengesetz 1948, BGBl. Nr. 86, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz 
BGBI. I Nr ... ./1998, wird wie folgt geändert: 

1. § 18 Abs. 3 lautet: 

,,(3) Ergeben sich bei der Ermittlung des Auszahlungsbetrages oder einzelner Bestandteile der 
Bezüge Beträge, die nicht durch 10 Cent teilbar sind, sind Restbeträge von weniger als 5 Cent zu 
vernachlässigen und Restbeträge von 5 Cent und mehr auf volle 10 Cent aufzurunden ("kaufmännische 
Rundung")." 

2. Dem § JOO in der Fassung des Vertragsbedienstetenreformgesetzes, BGBL I Nr . . ../199., wirdfolgender 
Abs. 24 angefügt: 

,,(24) § 18 Abs. 3 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. XXXlI99. tritt mit 1. Jänner 2002 
in Kraft." 

ArtikelIII 

Änderung des Reisegebührenvorschrift 1955 

Die Reisegebührenvorschrift 1955, BGBI. Nr. 133, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl. I 
Nr ... ./1998, wird wie folgt geändert: 

1. Dem § 1 wirdfolgender Abs. 5 angefügt: 

,,(5) Ergeben sich bei der Ermittlung der Auszahlungsbeträge oder ihrer einzelnen Bestandteile 
Beträge, die nicht durch 10 Cent teilbar sind, sind Restbeträge von weniger als 5 Cent zu vernachlässigen 
und Restbeträge von 5 Cent und mehr auf volle 10 Cent aufzurunden ("kaufmännische Rundung")." 

2. § 10 Abs. 7 letzter Satz, § 12 Abs. 3 letzter Satz, § 17 Abs. 1 letzter Satz, § 20 Abs. 1 Z 2 letzter Satz, 
§ 22 Abs. 3 fit. b vorletzter Satz, § 34 Abs. 4 lit. b vorletzter Satz und § 39 Abs. 3 vorletzter Satz werden 
aufgehoben. 

3. Dem § 77 wird folgender Abs. 15 angefügt: 

,,(15) § 1 Abs.5, § 10 Abs.7, § 12 Abs.3, § 17 Abs. 1, § 20 Abs. 1 Z 2, § 22 Abs.3 lit. b, § 34 
Abs.4 lit. bund § 39 Abs.3 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. XXXlI99. treten mit 
1. Jänner 2002 in Kraft." 

Artikel IV 

Änderung des Pensionsgesetzes 1965 

Das Pensionsgesetz 1965, BGBI. Nr. 340, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBI. I 
Nr. .. ./199., wird wie folgt geändert: 

1. § 34 lautet: 

,,§ 34. Ergeben sich bei der Ermittlung des Auszahlungsbetrages oder einzelner Bestandteile der 
Pension Beträge, die nicht durch 10 Cent teilbar sind, sind Restbeträge von weniger als 5 Cent zu 
vernachlässigen und Restbeträge von 5 Cent und mehr auf volle 10 Cent aufzurunden ("kaufmännische 
Rundung")." 

2. Dem § 58 wird folgender Abs. 30 angefügt: 

,,(30) § 34 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. XXXl199. tritt mit 1. Jänner 2002 in 
Kraft." 
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1552 der Beilagen 

Artikel V 

Änderung des Nebengebührenzulageng~etzes 

3 

Das Nebengebührenzulagengesetz, BGBl. Nr. 485/1971, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz 
BGBl. I Nr ... ./199., wird wie folgt geändert: 

1. § 9 lautet samt Überschrift: 

"Abfindung von Nebengebührenzulagen 

§ 9. Wenn eine monatliche Nebengebührenzulage im Zeitpunkt des Entstehens des Anspruches 100 S 
nicht übersteigen würde, gebührt statt der Nebengebührenzulage eine Abfindung. Die Abfindung beträgt 
das Siebzigfache der sich nach den §§ 5, 7 oder 8 ergebenden und nach § 34 des Pensionsgesetzes 1965 
gerundeten Nebengebührenzulage. " 

2. § 17 Abs. 3 letzter Satz und § 18c Z 1 letzter Satz entfallen. 

3. Dem § 19 wirdfolgender Abs. 18 angefügt: 

,,(18) § 9 samt Überschrift in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. XXXl199. sowie die 
Aufhebung des § 17 Abs. 3 letzter Satz und des § 18c Z 1 letzter Satz durch das Bundesgesetz BGBl. I 
Nr. XXXl199. treten mit 1. Jänner 2002 in Kraft." 

Artikel VI 

Änderung des Karenzurlaubsgeldgesetzes 

Das Karenzurlaubsgeldgesetz, BGBl. NT. 395/1974, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl. I 
Nr ... ./1998, wird wie folgt geändert: 

1. § 27 Abs. 2 lautet: 

,,(2) Bei der Anwendung des Abs. 1 sind die vervielfachten Beträge auf volle Euro zu runden. 
Beträge von weniger als 50 Cent sind dabei zu vernachlässigen und Beträge von 50 Cent und mehr auf 
volle Euro aufzurunden ("kaufmännische Rundung")." 

2. Dem § 39 wird folgender Abs. 14 angefügt: 

,,(14) § 27 Abs. 2 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I NT. XXXl199. tritt mit 1. Jänner 2002 
in Kraft." 

Artikel VII 

Änderung des Einsatzzulagengesetzes 

Das Einsatzzulagengesetz, BGBl. Nr.423/1992, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl. 
Nr. 297/1995, wird wie folgt geändert: 

1. § 4 Abs. 2 lautet: 

,,(2) Ist der Betrag der auszuzahlenden Geldleistung nicht durch 10 Cent teilbar, sind Restbeträge von 
weniger als 5 Cent zu vernachlässigen und Restbeträge von 5 Cent und mehr als volle 10 Cent 
auszuzahlen ("kaufmännische Rundung")." 

2. Dem § 9 wird folgender Abs. 4 angefügt: 

,,(4) § 4 Abs. 2 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. XXX/199. tritt mit 1. Jänner 2002 in 
Kraft." 

2 
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Problem: 

1552 der Beilagen 

Vorblatt 

Im Zuge der Umstellung auf den Euro ist es notwendig, jetzt schon die Rundungsbestimmungen für die 
Auszahlung der Bezüge zu fixieren, um dem BRZ genügend "Vorlaufzeit" für die technischen 
Adaptierungen zu geben. 

Ziel: 

Sicherstellung der benötigten Vorlaufzeit. 

Inhalt: 

Einheitliche Rundungsbestimmungen durch Umstellung auf die "kaufmännische" Rundungsart. Dies 
erfolgt zeitgleich mit der Einführung des Euro. 

Alternativen: 

Beibehaltung der bisherigen Regelungen, die unterschiedlich sind und somit zu höherem 
Vollzugsaufwand und Rechtsunsicherheit führen. Es wäre jedenfalls auf Euro umzustellen (EU
Verordnung Amtsblatt Nr. L 162/1 vom 19. Juni 1997). 

Finanzielle Auswirkungen: 

Die finanziellen Auswirkungen dieser Maßnahmen sind den Erläuterungen zu entnehmen. 

EU-Konformität: 

Gegeben. 
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1552 der Beilagen 

Erläuterungen 

Allgemeiner Teil 

5 

Dieser Entwurf sieht die Schaffung einheitlicher Rundungsbestimmungen durch Umstellung auf die 
"kaufmännische" Rundungsart zeitgleich mit der Einführung des Euro vor. 

Die Zuständigkeit des Bundes zur Erlassung dieses Bundesgesetzes ergibt sich aus Art. 10 Abs. 1 Z 16 
B-VG. 

Besonderer Teil 

Zu Art. I Z 1 (§ 7 Abs. 3 GG): 

Die bisherige Regelung (Abrunden bei 5), die im Widerspruch zur üblichen Rundung im täglichen Leben 
stand, wird durch eine kaufmännische Rundung (Aufrunden bei 5) auf 10 Cent ersetzt. 

Finanzielle Auswirkungen: 

Die Auswirkungen der Umstellung auf Euro werden gesamt im Projekt Euro-Umstellung kalkuliert. Es ist 
anzunehmen, daß die Anzahl der Bediensteten, die durch die Änderung der Rundungsbestimmungen 
profitieren, der Anzahl der Bediensteten, die nicht profitieren, gleichzuhalten ist, sodaß keine zusätzlichen 
Kosten entstehen. 

Zu Art. I Z 2 (§ 20b Abs. 4 GG): 

Durch die Umstellung auf Euro vergrößern sich die wirtschaftlichen Auswirkungen (1 Euro entspricht ca. 
13,75 Schilling) bei Rundungen auf volle Euro. Deswegen und um einen einheitlichen Rundungs
mechanismus zu erhalten, wurde umgestellt. 

Zu Art. I Z 3 (§ 24a Abs. 6 GG): 

Auf die Erläuterungen zu § 7 Abs. 3 des Gehaltsgesetzes 1956 wird verwiesen. 

Zu Art. I Z 4 (§ 59b Abs. 3 GG): 

Auf die Erläuterungen zu § 20b Abs. 4 des Gehaltsgesetzes 1956 wird verwiesen. 

Zu Art. 11 Z 1 (§ 18 Abs. 3 VBG): 

Auf die Erläuterungen zu § 7 Abs. 3 des Gehaltsgesetzes 1956 wird verwiesen. 

Zu Art. 111 (RGV): 

Es wird im § 1 Abs. 5 eine generelle Rundungsregelung eingeführt, somit werden alle Einzelregelungen 
nicht mehr benötigt. Im übrigen wird auf die Erläuterungen zu § 7 Abs. 3 und § 20b Abs. 4 des 
Gehaltsgesetzes 1956 verwiesen. 

Zu Art. IV Z 1 (§ 34 PG): 

Auf die Erläuterungen zu § 7 Abs. 3 und § 20b Abs. 4 des Gehaltsgesetzes 1956 wird verwiesen. Die 
Bestandteile der Pension sind die Bestandteile des Ruhebezuges, zB der Ruhegenuß, die 
Ruhegenußzulage, die Ergänzungszulage und die Nebengebührenzulage. 

Zu Art. V Z 1 (§ 9 NGZG): 

Die Rundungsbestimmung der Nebengebührenzulage entfällt mit der Einführung des Euro. Die 
allgemeine Rundungsbestimmung für die Nebengebührenzulage wird ab dem 1. Jänner 2002 im § 34 PG 
1965 enthalten sein, da die Nebengebührenzulage ein Bestandteil des Ruhebezuges und somit auch ein 
Bestandteil des dort genannten Auszahlungsbetrages ist. 

Zu Art. V Z 2 (§ 17 Abs. 3 und § 18c Z 1 NGZG): 

Auf die Erläuterungen zu § 20b Abs. 4 des Gehaltsgesetzes 1956 wird verwiesen. 

Zu den Art. VI und VII (KUG und EZG): 

Auf die Erläuterungen zu § 7 Abs. 3 und § 20b Abs. 4 des Gehaltsgesetzes 1956 wird verwiesen. 
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Textgegenüberstellung 

In die nachfolgende Textgegenüberstellung werden Texte nicht aufgenommen, denen kein bisheriger Text gegenübersteht oder die lediglich formale Bezeich
nungs- oder Zitierungsanpassungen enthalten. 

Geltende Fassung: Vorgeschlagene Fassung: 

Gehaltsgesetz 1956 

§ 7. (1) und (2) ... 

(3) Ist der sich nach Durchführung der der auszahlenden Stelle obliegenden 
Abzüge ergebende Betrag nicht durch 10 g teilbar, so sind Restbeträge bis ein
schließlich 5 g zu vernachlässigen und Restbeträge von mehr als 5 g als volle 
lOg auszuzahlen. 

(4) ... 

§ 20b. (1) bis (3a) ... 

(4) Der Fahrtkostenzuschuß gebührt im Ausmaß von elf Zwölftein des Be
trages, um den die notwendigen monatlichen Fahrtauslagen (Abs. 1 Z 3) den 
Eigenanteil übersteigen. Der Auszahlungsbetrag ist in der Weise auf volle 
Schillinge zu runden, daß Beträge unter 50 Groschen unberücksichtigt bleiben 
und Beträge von 50 und mehr Groschen auf den nächsten vollen Schillingbe
trag ergänzt werden. 

(5) bis (9) ... 

§ 24a. (1) bis (5) ... 

(6) Die Grundvergütungen für die im Abs. 2 Z 2 genannten Wohnungen und 
sonstigen Baulichkeiten, die vor dem 1. April 1997 festgesetzt worden sind, 
vermindern oder erhöhen sich in dem Maße, das sich aus der Veränderung des 
vom Österreichischen Statistischen Zentral amt verlautbarten Verbraucher
preisindex 1986 oder des an seine Stelle tretenden Index gegenüber der für Juli 
1993 verlautbarten Indexzahl ergibt, wobei Änderungen so lange nicht. zu be
rücksichtigen sind, als sie 10 vH der für Juli 1993 verlautbarten Indexzahl und 
in der Folge 5 vH der sodann maßgebenden Indexzahl, die jedoch jeweils ohne 
Bedachtnahme auf Rundungsvorschriften zu ermitteln ist, nicht übersteigen. 
Bei der Berechnung der jeweiligen neuen Beträge sind Beträge, die 5 Groschen 
nicht übersteigen, auf die nächstniedrigeren 10 Groschen abzurunden und Be-

§ 7. (1) und (2) ... 

(3) Ergeben sich bei der Ermittlung des Auszahlungsbetrages oder einzelner 
Bestandteile der Bezüge Beträge, die nicht durch 10 Cent teilbar sind, sind 
Restbeträge von weniger als 5 Cent zu vernachlässigen und Restbeträge von 
5 Cent und mehr auf volle 10 Cent aufzurunden ("kaufmännische Rundung"). 

(4) .. , 

§ 20b. (I) bis (3a) ... 

(4) Der Fahrtkostenzuschuß gebührt im Ausmaß· von eI'f ZwölfteIn des Be
trages, um den die notwendigen monatlichen Fahrtauslagen (Abs. 1: Z 3) den 
Eigenanteil übersteigen. 

(5) bis (9) ... 

§ 24a. (l) bis (5) ... 

(6) Die Grundvergütungen für die im Abs. 2 Z 2 genannten Wohnungen und 
sonstigen Baulichkeiten, die vor dem L April 1997 festgesetzt worden sind, 
vermindern oder erhöhen sich in dem Maße, das. sich aus der Veränderung des 
vom Österreich ischen. Statistischen zentralamt verlautbarten Verbraucher
preisindex 1986 oder des an seine Stelle tretenden Index gegenüber der für Juli 
1993 verlautbarten Indexzahl ergibt, wobei' Änderungen so lange nicht zu be
rücksichtigen sind, als sie lOvH der für Juli 1993 verlautbarten Indexzahl und 
in der Folge 5 vH der sodann maßgebenden Indexzahl, die jedoch jeweils ohne 
Bedachtnahme auf Rundungsvorschriften zu ermitteln ist, nicht übersteigen. 
Bei der Berechnung der jeweiligen neuen Beträge sind Restbeträge von weni
ger als 5 Cent zu vernachlässigen und: Restbeträge von 5 Cent und mehr auf 
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Geltende Fassung: 

träge, die 5 Groschen übersteigen, auf die nächsthöheren 10 Groschen aufzu
runden. Die jeweiligen neuen Beträge gelten ab dem der Verlautbarung der In
dexveränderung durch das Österreich ische Statistische Zentralamt folgenden 
übernächsten Monatsersten. 

(7) ... 

§ 59b. (1) und (2) ... 

(3) An Schulen mit besonderer Berücksichtigung der musischen oder sport
lichen AUsbildung gebührt den nach § 2 der Verordnung BGBI. Nr. 135/1985 
bestellten Fachkoordinatoren für die Dauer dieser Verwendung eine Dienstzu
lage. Die Dienstzulage beträgt für Fachkoordinatoren, die den Unterricht an 
der betreffenden Schule in den den Schwerpunkt betreffenden Gegenständen in 
4 bis 8 Klassen zu koordinieren haben, 

1. 939 S in einer der Verwendungsgruppen L 2 oder L 3, 
2. 1 102 S in der Verwendungsgruppe LI. 

Die Dienstzulage erhöht sich in der jeweiligen Verwendungsgruppe um 40 vH, 
wenn der Fachkoordinator den Unterricht an der betreffenden Schule in den 
den Schwerpunkt betreffenden Gegenständen in 9 bis 12 Klassen zu koordinie
ren hat. Sie erhöht sich in der jeweiligen Verwendungsgruppe um 80 vH, wenn 
der Fachkoordinator den Unterricht an der betreffenden Schule in den den 
Schwerpunkt betreffenden Gegenständen in 13 oder mehr Klassen zu koordi
nieren hat. Ergeben sich bei der Erhöhung um die angeführten Hundertsätze 
Restbeträge von 50 g umd mehr, so sind diese auf volle Schillingbeträge aufzu
runden, ergeben sich Restbeträge von weniger als 50 g, so sind diese zu ver
nachlässigen. 

(4) bis (6) ... 

Vorgeschlagene Fassung: 

volle 10 Cent aufzurunden ("kaufmännische Rundung"). Die jeweiligen neuen 
Beträge gelten ab dem der Verlautbarung der Indexveränderung durch das 
Österreichische Statistische Zentralamt folgenden !übernächsten Monatsersten. 

(7) ... 

§ 59b. (1) und (2) ... 

(3) An Schulen mit besonderer Berücksichtigung der musischen oder sport
lichen Ausbildung gebührt den nach § 2 der Verordnung BGB!. Nr. 135/1985 
bestellten Fachkoordinatoren für die Dauer dieser Verwendung eine Dienstzu
lage. Die Dienstzulage beträgt für Fachkoordinatoren, die den Unterricht an 
der betreffenden Schule in den den Schwerpunkt betreffenden Gegenständen in 
4 bis 8 Klassen zu koordinieren haben, 

1. 939 S in einer der Verwendungsgruppen L 2 oder L 3, 
2. I 102 S in der Verwendungsgruppe L 1. 

Die Dienstzulage erhöht sich in der jeweiligen Verwendungsgruppe um 40 vH, 
wenn der Fachkoordinator den Unterricht an der betreffenden Schule in den 
den Schwerpunkt betreffenden Gegenständen in 9 bis 12 Klassen zu koordinie
ren hat. Sie erhöht sich in der jeweiligen Verwendungsgruppe um 80 vH, wenn 
der Fachkoordinator den Unterricht an der betreffenden Schule in den den 
Schwerpunkt betreffenden Gegenständen in 13 oder mehr Klassen zu koordi
nieren hat. 

(4) bis (6) ... 

Vertragsbedienstetengesetz 1948 

§ 18. (1) und (2) ... 

(3) Ist der sich nach Durchführung der der auszahlenden Stelle obliegenden 
Abzüge ergebende Betrag nicht durch 10 Groschen teilbar, so sind Restbeträge 
bis einschließlich fünf Groschen zu vernachlässigen und Restbeträge von mehr 
als fünf Groschen als volle 10 Groschen auszuzahlen. 

§ 18. (I) und (2) ... 

(3) Ergeben sich bei der Ermittlung des Auszahlungsbetrages oder einzelner 
Bestandteile der Bezüge Beträge, die nicht durch 10 Cent teilbar sind, sind 
Restbeträge von weniger als 5 Cent zu vernachlässigen und Restbeträge von 
5 Cent und mehr auf volle 10 Cent aufzurunden ("kaufmännische Rundung"). 
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Geltende Fassung:. Vorgeschlagene Fassung: 

Reisegebührenvo .... schrift 1955 

§ 10. (1) bis (6) ... 

(7) Bei Benützung eines dem Beamten zur Verfügung gestellten Dienstfahr
rades gelten die Bestimmungen über das Kilometergeld mit der Maßgabe, daß 
die Entschädigung 25 vH des Kilometergeldes beträgt und die Kosten der Mit
beförderung des Dienstfahrrades auf Massenbeförderungsmitteln ersetzt wer
den. Die bei der Berechnung des Teiles des Kilometergeldes sich ergebenden 
Beträge werden auf durch 0,10 S teilbare Beträge aufgerundet. 

(8) ... 

§ 12. (1) und (2) ... 

(3) Für die Beförderung des nach Abs. 1 zulässigen Reisegepäcks auf Weg
strecken, für die Kilometergeld gebührt, erhält der Beamte einen Zuschlag zum 
Kilometergeld in der Höhe von 20 vH des Kilometergeldes. Die bei der Be
rechnung des Zuschlages sich ergebenden Beträge werden auf durch 0,10 S 
teilbare Beträge aufgerundet. 

(4) und (5) ... 

§ 17. (1) Der Beamte erhält für je 24 Stunden der Dienstreise die volle Ta
gesgebühr. Bruchteile bis zu fünf Stunden bleiben unberücksichtigt. Für 
Bruchteile in der Dauer von mehr als fünf Stunden gebührt ein Drittel, für 
mehr als acht Stunden zwei Drittel der Tagesgebühr. Bruchteile von mehr als 
zwölf Stunden werden als volle 24 Stunden gerechnet. Die sich bei der Teilung 
ergebenden Beträge werden auf durch 0,10 S teilbare Beträge aufgerundet. 

(2) und (3) ... 

§ 20. (1) Bei Dienstverrichtungen im Dienstort gebührt dem Beamten 
1. nach Maßgabe der Bestimmungen des Abschnittes 11, Unterabschnitt A, 

der Ersatz der Kosten für die notwendige Benützung eines Massenbe
förderungsmittels oder das Kilometergeld sowie der Ersatz der Kosten 
der Beförderung des erforderlichen Dienstgepäcks; 

2. die Tagesgebühr nach Tarif 11, wenn der ununterbrochene Aufenthalt 
außerhalb der Dienststelle die Dauer von zwölf Stunden übersteigt; 

§ 10. (1) bis (6) .,. 

(7) Bei Benützung eines dem Beamten zur Verfügung gestellten Dienstfahr-
. rades gelten die Bestimmungen über das Kilometergeld mit der Maßgabe, daß 

die Entschädigung 25 vH des Kilometergeldes beträgt und die Kosten der Mit
beförderung des Dienstfahrrades auf Massenbeförderungsmitteln ersetzt wer
den. 

(8) ... 

§ 12. (1) und (2) '" 

(3) Für die Beförderung des nach Abs. 1 zulässigen Reisegepäcks auf Weg
strecken, für die Kilometergeld gebührt, erhält der Beamte einen Zuschlag zum 
Kilometergeld in der Höhe von 20 vH des Kilometergeldes. 

(4) und (5) ... 

§ 17. (1) Der Beamte erhält für je 24 Stunden der Dienstreise die volle Ta
gesgebühr. Bruchteile bis zu fünf Stunden bleiben unberücksichtigt. Für 
Bruchteile in der Dauer von mehr als fünf Stunden gebührt ein Drittel, für 
mehr als acht Stunden zwei Drittel der Tagesgebühr. Bruchteile von mehr als 
zwölf Stunden werden als volle 24 Stunden gerechnet. 

(2) und (3) ... 

§ 20. (I) Bei Dienstverrichtungen im Dienstort gebührt dem Beamten 
1. nach Maßgabe der Bestimmungen des Abschnittes 11, Unterabschnitt A, 

der Ersatz der Kosten für die notwendige Benützung eines Massenbe
förderungsmittels oder das Kilometergeld sowie der Ersatz der Kosten 
der Beförderung des erforderlichen Dienstgepäcks; 

2. die Tagesgebühr nach Tarif 11, wenn der ununterbrochene Aufenthalt 
außerhalb der Dienststelle die Dauer von zwölf Stunden übersteigt; 
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Geltende Fassung: 

übersteigt die Dauer des ununterbrochenen Aufenthaltes acht Stunden, 
so gebühren zwei Drittel dieser Tagesgebühr, übersteigt die Dauer des 
ununterbrochenen Aufenthaltes fünf Stunden, so gebührt ein Drittel die
ser Tagesgebühr. Die sich bei der Teilung ergebenden Beträge werden 
auf durch 0,10 S teilbare Beträge aufgerundet. 

(2) bis (4) ... 

§ 22. (1) und (2) ... 

(3) Beträgt die fahrplanmäßige Fahrzeit für die Strecke von dem der Woh
nung nächstgelegenen für die Fahrt in Betracht kommenden Bahnhof zum Zu
teilungsort und zurück zusammen nicht mehr als zwei Stunden, ohne daß durch 
die Rückfahrt eine ununterbrochene elfstündige Ruhezeit verhindert wird, so 
erhält der Beamte an Stelle der Zuteilungs gebühr 

a) den Ersatz der Fahrtauslagen für die Fahrtstrecke und für die notwendi
ge Benützung eines innerstädtischen Massenbeförderungsmittels im 
Zuteilungsort, höchstens aber die nach Abs. 2 zustehende Nächtigungs
gebühr; 

b) die Tagesgebühr nach Abs.2, wenn die Dauer der Abwesenheit vom 
Wohnort zwölf Stunden übersteigt; übersteigt die Dauer der Abwesen
heit acht Stunden, so gebühren zwei Drittel dieser Tagesgebühr, über
steigt die Dauer der Abwesenheit fünf Stunden, so gebührt ein Drittel 
dieser Tagesgebühr. Die sich bei der Teilung ergebenden Beträge wer
den auf durch 0,10 S teilbare Beträge aufgerundet. Als Abwesenheit 
vom Wohnort gilt die Zeit zwischen der fahrplanmäßigen Abfahrt des 
Massenbeförderungsmittels im Wohnort und der tatsächlichen Ankunft 
des Massenbeförderungsmittels im Wohnort. 

(4) bis (6) ... 

§ 34, (1) bis (3) .... 

(4) Beträgt die fahrplanmäßige Fahrzeit für die Strecke von dem der Woh
nung nächstgelegenen für die Fahrt in Betracht kommenden Bahnhof zum neu
en Dienstort und zurück zusammen nicht mehr als zwei Stunden, ohne daß 
durch die Rückfahrt eine ununterbrochene elfstündige Ruhezeit verhindert 
wird, so erhält der Beamte an Stelle der Trennungsgebühr einen Trennungszu
schuß. Dieser besteht aus 

Vorgeschlagene Fassung: 

übersteigt die Dauer des ununterbrochenen Aufenthaltes acht Stunden, 
so gebühren zwei Drittel dieser Tagesgebühr, übersteigt die Dauer des 
ununterbrochenen Aufenthaltes fünf Stunden, so gebührt ein Drittel die
ser Tagesgebühr. 

(2) bis (4) ... 

§ 22. (1) und (2) ... 

(3) Beträgt die fahrplanmäßige Fahrzeit für die Strecke von dem der Woh
nung nächstgelegenen für die Fahrt in Betracht kommenden Bahnhof zum Zu
teilungsort und zurück zusammen nicht mehr als zwei Stunden, ohne daß durch 
die Rückfahrt eine ununterbrochene elfstündige Ruhezeit verhindert wird, so 
erhält der Beamte an Stelle der Zuteilungs gebühr 

a) den Ersatz der Fahrtauslagen für die Fahrtstrecke und für die notwendi
ge Benützung eines innerstädtischen Massenbeförderungsmittels im 
Zuteilungsort, höchstens aber die nach Abs. 2 zustehende Nächtigungs
gebühr; 

b) die Tagesgebühr nach Abs. 2, wenn die Dauer der Abwesenheit vom 
Wohnort zwölf Stunden übersteigt; übersteigt die Dauer der Abwesen
heit acht Stunden, so gebühren zwei Drittel dieser Tagesgebühr, über
steigt die Dauer der Abwesenheit fünf Stunden, so gebührt ein Drittel 
dieser Tagesgebühr. Als Abwesenheit vom Wohnort gilt die Zeit zwi
schen der fahrplanmäßigen Abfahrt des Massenbeförderungsmittels im 
Wohnort und der tatsächlichen Ankunft des Massenbeförderungsmittels 
im Wohnort. 

(4) bis (6) ... 

§ 34; (I) bis (j) : .. 

(4) Beträgt die fahrpla~mäßige Fahrzeit für die Strecke von dein der Woh
nung nächstgelegenen für die Fahrt in Betracht kommenden Bahnhpf zum neu
en Dienstort und zurück zusammen nicht mehr als zwei Stunden, ohne daß 
durch die Rückfahrt· eine ununterbrochene elfstündige Ruhezeit verhindert 
wird, so erhält der Beamte an Stelle der Trennungsgebühr einen Trennungszu
schuß. Dieser besteht aus 
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Geltende Fassung: 

a) dem Ersatz der Fahrtauslagen für die Fahrtstrecke und für die notwen
dige Benützung eines innerstädtischen Massenbeförderungsmittels im 
neuen Dienstort, höchstens aber der nach Abs. 3 zustehenden Nächti
gungsgebühr, 

b) der Tagesgebühr nach Tarif 11 im Ausmaß der im Abs. 3 angegebenen 
Hundertsätze, wenn die Dauer der Abwesenheit vom Wohnort zwölf 
Stunden übersteigt; übersteigt die Dauer der Abwesenheit acht Stunden, 
so gebühren zwei Drittel dieser Tagesgebühr,,;übersteigt die Dauer der 
Abwesenheit fünf Stunden, so gebührt ein Drittel dieser Tagesgebühr. 
Die sich bei der Teilung ergebenden Beträge werden auf durch 0, lOS 
teilbare Beträge aufgerundet. Als Abwesenheit vom Wohnort gilt die 
Zeit zwischen der fahrplanmäßigen Abfahrt des Massenbeförderungs
mittels im Wohnort und der tatsächlichen Ankunft des Massenbeförde
rungsmittels im Wohnort. 

(5) bis (8) ... 

§ 39. (I) und (2) ... 

(3) Die Pauschalvergütung nach Abs. 1 entnillt für Zeiten, für die ein Gen
darmeriebeamter Gebühren nach den §§ 22 und 34 erhält. Werden die Gebüh
ren nach den §§ 22 und 34 nur für einen Teil des Monates bezogen, gebührt für 
den restlichen Teil des Monates je Tag ein Dreißigstel der Pauschalvergütung. 
Ist der sich bei dieser Teilung ergebende Betrag nicht durch 0, lOS teilbar, so 
ist er auf den nächsthöheren durch 0,10 S teilbaren Betrag aufzurunden. Im üb
rigen ist auf den Anspruch und das Ruhen dieser Pauschalvergütung § 15 
Abs. 5 des Gehaltsgesetzes 1956 anzuwenden. 

(4) und (5) ... 

Vorgeschlagene Fassung: 

a) dem Ersatz der Fahrtauslagen für die Fahrtstrecke und für die notwen
dige Benützung eines innerstädtischenMassenbeförderungsmittels im 
neuen Dienstort, höchstens aber der nach Abs. 3 zustehenden Nächti
gungsgebühr, 

b) der Tagesgebühr nach Tarif 11 im Ausmaß der im Abs. 3 angegebenen 
Hundertsätze, wenn die Dauer der Abwesenheit vom Wohnort zwölf 
Stunden übersteigt; übersteigt die Dauer der Abwesenheit acht Stunden, 
so gebühren zwei Drittel dieser Tagesgebühr, übersteigt die Dauer der 
Abwesenheit fünf Stunden, so gebührt ein Drittel dieser Tagesgebühr. 
Als Abwesenheit vom Wohnort gilt die Zeit zwischen der fahrplanmä
ßigen Abfahrt des Massenbeförderungsmittels im Wohnort und der tat
sächlichen Ankunft des Massenbeförderungsmittels im Wohnort. 

(5) bis (8) ... 

§ 39. (1) und (2) ... 

(3) Die Pauschal vergütung nach Abs. 1 entfällt für Zeiten, für die ein Gen
darmeriebeamter Gebühren nach den §§ 22 und 34 erhält. Werden die Gebüh
ren nach den §§ 22 und 34 nur für einen Teil des Monates bezogen, gebührt für 
den restlichen Teil des Monates je Tag ein Dreißigstel der Pauschalvergütung. 
Im übrigen ist auf den Anspruch und das Ruhen dieser Pauschalvergütung § 15 
Abs. 5 des Gehaltsgesetzes 1956 anzuwenden. 

(4) und (5) ... 

Pensionsgesetz 1965 

§ 34. Der Auszahlungsbetrag ist auf zehn Groschen in der Weise zu runden, 
daß Beträge unter fünf Groschen unberücksichtigt bleiben und Beträge von 
fünf und mehr Groschen auf zehn Groschen ergänzt werden. 

§ 34. Ergeben sich bei der Ermittlung des Auszahlungsbetrages oder einzel
ner Bestandteile der Pension Beträge, die nicht durch 10 Cent teilbar sind, sind 
Restbeträge von weniger als 5 Cent zu vernachlässigen und Restbeträge von 
5 Cent und mehr auf volle 10 Cent aufzurunden ("kaufmännische Rundung"). 
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Geltende Fassung: Vorgeschlagene Fassung: 

Nebengebührenzulagengesetz 

Rundung von Nebengebührenzulagen; Abfindung von 
Nebengebührenzulagen 

§ 9. (1) Bei den Nebengebührenzulagen sind Restbeträge von weniger als 
fünf Groschen nicht zu berücksichtigen, Restbeträge von fünf und mehr Gro
schen aber auf zehn Groschen aufzurunden. 

(2) Wenn eine monatliche Nebengebührenzulage im Zeitpunkt des Entste
hens des Anspruches nach vorgenommener Rundung 20 S nicht übersteigen 
würde, so gebührt statt der Nebengebührenzulage eine Abfindung. Die Abfin
dung beträgt das Siebzigfache der sich nach den Bestimmungen der §§ 5, 7 
oder 8 ergebenden und nach Abs. I gerundeten Nebengebührenzulage. 

§ 17. (1) bis (2) ... 

(3) Der Durchschnitt der Nebengebühren nach Abs. 2 ist durch Verordnung 
der Bundesregierung festzusetzen. Er ist in der Weise zu ermitteln, daß die von 
den Beamten des Dienststandes in den nachstehend angeführten Beamtengrup
pen im Jahre 1970 bezogene Gesamtsumme von anspruchsbegründenden Ne
bengebühren durch die Anzahl der Beamten geteilt wird, die in der jeweiligen 
Gruppe Nebengebühren bezogen haben: 

1. bis 38 .... 
Der Betrag, der sich für die Beamtengruppe aus der erwähnten Teilung ergibt, 
ist auf einen durch vierzehn teilbaren vollen Schillingbetrag aufzurunden. 

(4) bis (10) ... 

§ 18c. Ständige Salinenarbeiter, ihre Hinterbliebenen und Angehörigen ha
ben nach diesem Bundesgesetz mit folgenden Maßgaben Anspruch auf Neben
gebührenzulage: 

1. § 17 Abs. 2 und 5 ist mit der Maßgabe anzuwenden, daß die Nebenge
bührenzulage zum Ruhegenuß auf der Grundlage des Durchschnittes 
der von den ständigen Salinenarbeitern des Dienststandes im Jahre 1970 
bezogenen anspruchsbegründenden Nebengebühren zu ermitteln ist. 
Dieser Durchschnitt der Nebengebühren ist in der Weise zu ermitteln, 
daß die von den ständigen Salinenarbeitern des Dienststandes im Jahre 

Abfindung von Nebengebührenzulagen 

§ 9. Wenn eine monatliche Nebengebührenzulage im Zeitpunkt des Entste
hens des Anspruches 100 S nicht übersteigen würde, gebührt statt der Neben
gebührenzulage eine Abfindung. Die Abtindung beträgt das Siebzigfache der 
sich nach den §§ 5, 7 oder 8 ergebenden und nach § 34 des Pensionsgesetzes 
1965 gerundeten Nebengebührenzulage. 

§ 17. (I) bis (2) ... 

(3) Der Durchschnitt der Nebengebühren nach Abs. 2 ist durch Verordnung 
der Bundesregierung festzusetzen. Er ist in der Weise zu ermitteln, daß die von 
den Beamten des Dienststandes in den nachstehend angeführten Beamtengrup
pen im Jahre 1970 bezogene Gesamtsumme von anspruchsbegründenden Ne
bengebühren durch die Anzahl der Beamten geteilt wird, die in der jeweiligen 
Gruppe Nebengebühren bezogen haben: . 

I. bis 38 .... 

(4) bis (10) ... 

§ 18c. Ständige Salinenarbeiter, ihre Hinterbliebenen und Angehörigen ha
ben nach diesem Bundesgesetz mit folgenden Maßgaben Anspruch auf Neben
gebührenzulage: 

1. § 17 Abs. 2 und 5 ist mit der Maßgabe anzuwenden, daß die Nebenge
bührenzulage zum Ruhegenuß auf der Grundlage des Durchschnittes 
der von den ständigen Salinenarbeitern des Dienststandes im Jahre 1970 
bezogenen anspruchsbegründenden Nebengebühren zu .ermitteln ist. 
Dieser Durchschnitt der Nebengebühren ist in der Weise zu ermitteln, 
daß die von den ständigen Salinenarbeitern des Dienststandes im Jahre 
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Geltende Fassung: 

1970 bezogene Gesamtsumme von anspruchsbegründenden Nebenge
bühren durch die Anzahl der ständigen Salinenarbeiter geteilt wird, die 
solche Nebengebühren bezogen haben. Der Betrag, der sich aus der er
wähnten Teilung ergibt, ist auf einen durch vierzehn teilbaren vollen 
Schillingbetrag aufzurunden. 

2. § 17 Abs. 3 ist nicht anzuwenden. 

Vorgeschlagene Fassung: 

1970 bezogene Gesamtsumme von anspruchs begründenden Nebenge
bühren durch die Anzahl der ständigen Salineilarbeiter geteilt wird, die 
solche Nebengebühren bezogen haben. 

2. § 17 Abs. 3 ist nicht anzuwenden. 

Karenzurlaubsgeldgesetz 

§ 27. (1) ... 

(2) Bei der Anwendung des Abs. 1 sind die vervielfachten Beträge auf 
Schilling zu runden. Hiebei sind Beträge unter 50 Groschen zu vernachlässigen 
und Beträge von 50 Groschen und mehr auf den vollen Schillingbetrag zu er
gänzen. 

§ 27. (1) ... 

(2) Bei der Anwendung des Abs. I sind die vervielfachten Beträge auf volle 
Euro zu runden. Beträge von weniger als 50 Cent sind dabei zu vernachlässi
gen und Beträge von 50 Cent und mehr auf volle Euro aufzurunden 
("kaufmännische Rundung"). 

Einsatzzulagengesetz 

§4.(1) ... 

(2) Ist der Betrag der auszuzahlenden Geldleistung nicht durch lOg teilbar, 
so sind Restbeträge bis einschließlich 5 g zu vernachlässigen und Restbeträge 
von mehr als 5 g als volle 10 gauszuzahlen. 

§ 4. (I) ... 

(2) Ist der Betrag der auszuzahlenden Geldleistung nicht durch 10 Cent teil
bar, sind Restbeträge von weniger als 5 Cent zu vernachlässigen und Restbe
träge von 5 Cent und mehr als volle 10 Cent auszuzahlen ("kaufmännische 
Rundung"). 
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